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Diese Datei besteht aus 3 Seiten: 
1. Seite mit Hinweisen und Anleitung 
2. Seite Widerspruch an das Finanzamt gegen den Grundsteuermessbescheid, nachrichtlich auch an die Stadt, was aber nicht unbedingt sein muss

3. Seite Widerspruch an die Stadt gegen den Grundsteuerbescheid 2006.
Mülheim, den 16. Jan. 2006
Hinweise zu Widersprüchen gegen Grundsteuerbescheide 
bei selbstgenutztem Wohneigentum

Vergangene Woche erhielten die meisten Mülheimer Grundstücks- und Hauseigentümer die Grundsteuerbescheide für 2006 der Stadt Mülheim, datiert auf 10.01. 2006.

Nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist es strittig, ob die Grundsteuer B von denjenigen erhoben werden darf, die die Wohnung bzw. das Grundstück selbst nutzen. Deshalb sollte jede/r Haus- und Grundbesitzer bzw. Wohnungseigentümer Widerspruch einlegen, wenn er selbst im Eigentum wohnt. 
Da der Grundsteuerbescheid sich auf den Grundsteuermessbetrag bezieht, den das Finanzamt nach Erwerb des Hauses, Grundstücks oder der Wohnung mit dem Einheitswertbescheid festgelegt hat, muss man zuerst einmal Widerspruch beim Finanzamt einlegen und eine Neufestsetzung des Grundsteuermessbetrages beantragen. 
Gleichzeitig oder etwas später sollte man gegen den Grundsteuerbescheid 2006 bei der Stadt Mülheim Widerspruch einlegen und auf den Antrag beim Finanzamt auf  Aufhebung/Neuveranlagung des Grundsteuermessbescheides verweisen.
Die Frist für diesen Widerspruch beträgt 1 Monat nach Bekanntgabe, d.h. in den meisten Fällen bis Montag, den 13. Feb. 06.
Da ein Widerspruch keine aufschiebende Wirkung hat, muss man die Grundsteuer erst einmal bezahlen. Deshalb sollte im Schreiben an die Stadt der Hinweis nicht fehlen, dass man nur unter Vorbehalt zahlt.
 

P.S. Falls man den Grundsteuermessbescheid nicht findet: die Steuernummer steht auch auf dem Grundsteuerbescheid der Stadt unter Grundsteuer B und beginnt mit 120/.....
(Absender)………….

……………………..

…………………….

An

Finanzamt Mülheim an der Ruhr

Wilhelmstr.

45468 Mülheim an der Ruhr

nachrichtlich an

Oberbürgermeisterin der Stadt Mülheim an der Ruhr

- Stadtkasse/Steueramt -

Ruhrstr. 32-34

45468 Mülheim an der Ruhr

Grundstück/ Wohnung: …………………………… (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) (Kassenzeichen des Grundsteuer- u. Gebührenbescheides)
Grundsteuermessbescheid vom……
Steuernummer: …………… (Datum des Grundsteuer- u. Gebührenbescheides)

Mülheim, den

Antrag auf  Aufhebung/Neuveranlagung des Grundsteuermessbescheides vom ……….. für mein Grundstück/meine Wohnung ………..
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich die Aufhebung  des Grundsteuermessbescheid vom ……

Begründung:
Bei der Grundsteuer handelt es sich um eine Steuer auf den Sollertrag. Im Rahmen der Sollertragsbesteuerung genießt das persönliche Gebrauchsvermögen besonderen Schutz und darf in die Bemessungsgrundlage einer Sollertragssteuer nicht einfließen. Das fragliche Grundstück wird ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutzt. Daher wird in diesem Fall ausschließlich die Substanz des Vermögens besteuert. Dies ist jedoch, wie das Bundesverfassungsgericht zur Vermögenssteuer bereits ausgeführt hat, unzulässig.

Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer ist derzeit beim Bundesverfassungsgericht anhängig  (Az.: 1 BvR 1644/05). Über sachliche Befreiungen ist im Messbescheid zu entscheiden. Damit liegen die Vorraussetzungen einer Aufhebung des § 20 I Nr. 2 GrStG, hilfsweise einer Neuveranlagung vor.

Mit freundlichen Grüßen

Absender: ………………
Mülheim, ……….

(Vor- und Zuname, Anschrift, 
(Datum)

des/der GrundstückseigentStadt Mülheim an der Ruhr
Zentrales Finanzmanagement
Abt. Stadtkasse
Postfach 10 19 53

45466 Mülheim an der Ruhr

Grundsteuerbescheid vom…… (Datum des Grundsteuer- u. Gebührenbescheides)
Dortiges Kassenzeichen: …………… (Kassenzeichen des Grundsteuer- u. Gebührenbescheides)
Grundstück: …………………………… (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)


Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den vorstehend bezeichneten Grundsteuerbescheid 2006 (Festsetzungsbescheid über Grundbesitzabgaben) lege ich/legen wir 
W i d e r s p r u c h
ein. 

Begründung: 

Mein/Unser Widerspruch richtet sich ausschließlich gegen die Festsetzung der Grundsteuer im vorgenannten Bescheid. 

Bei der Grundsteuer handelt es sich um eine Steuer auf einen erwarteten, theoretisch erzielbaren Ertrag. Mein/Unser vorgenanntes Grundstück wird von mir/uns und meiner/unserer Familie zu eigenen Wohnzwecken genutzt und steht daher nicht für die Erzielung von Einkünften zur Verfügung. Daher wird in diesem Fall durch die festgesetzte Grundsteuer ausschließlich die Substanz meines Vermögens besteuert. Wie das Bundesverfassungsgericht bereits in den Beschlüssen vom 22.06.1995 (BVerfG BVL 37/91 und BVL 552/91) – insbesondere zur Vermögensteuer – festgestellt hat, ist eine Besteuerung, mit der ausschließlich die Substanz des Vermögens besteuert wird, unzulässig und damit verfassungswidrig. Der vorgenannte Grundsteuerbescheid ist daher aufzuheben. 

Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer wird derzeit vom Bundesverfassungsgericht in einem Beschwerdeverfahren (AZ.: BVerfG 1 BVR 1644/05) und in einem beim Verwaltungsgericht Düsseldorf anhängigen Verfahren (AZ.: 25 K 2643/05) geprüft. Ich beantrage/Wir beantragen, das Widerspruchsverfahren bis zur rechtskräftigen Klärung der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer ruhen zu lassen.
Ferner beantrage ich/beantragen wir die Aussetzung der Vollziehung des Grundsteuer​bescheides bis zur rechtskräftigen Klärung der Verfassungsmäßigkeit der Grundsteuer. 
Ich/Wir weise/n Sie deshalb auch darauf hin, dass ich bis dahin alle Zahlungen nur unter Vorbehalt leiste.

Beim Finanzamt Mülheim habe ich/haben wir mit Schreiben vom …….. den Antrag auf  Aufhebung/Neuveranlagung des Grundsteuermessbescheides  für mein/e/unser/e Wohnung/Grundstück gestellt.


Mit freundlichen Grüßen 
